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Bündnis 90 / Die Grünen - Meerbusch 

An den Bürgermeister 
Herrn Christian Bommers 
Stadt Meerbusch  
40667 Meerbusch-Büderich 
 

Meerbusch, 17.11.2020 
 
 
Antrag – zur Sitzung des Rates am 24. November 2020  

Besetzung Ausschüsse 

 

 

Sehr geehrter Herr Bürgermeister Bommers, 

Bündnis 90/DIE GRÜNEN beantragen zur konstituierenden Ratssitzung am 24.11.2020 zu  

Tagesordnungspunkt 7, Besetzung von Ausschüssen 

folgenden Antrag zu beraten: 

 

Der Rat der Stadt Meerbusch beschließt, dass  

im neu gestalteten Ausschuss für Klima, Umwelt, Bau, 

 

den Naturschutzverbänden (NABU / BUND / evtl. Fridays for Future …) die Teilnahme 

eines beratenden Mitglieds, ohne Stimmrecht, eingeräumt wird.  

 

 

Gründe: 

Die rechtlichen Grundlagen nach der Gemeindeordnung NRW lassen ausdrücklich die Teilnahme 

von Mitgliedern mit beratender Stimme zu. „So können den Ausschüssen volljährige 

sachkundige Einwohner angehören, die in entsprechender Anwendung des § 50 Abs. 3 zu wählen 

sind.“ 

 

Die Naturschutzverbände haben dieses Anliegen mit ihren Wahlprüfsteinen bei den Parteien 

abgefragt: 

 

8. Beratende Stimme für Umwelt- und Naturschutzverbände 

http://www.lexsoft.de/cgi-bin/lexsoft/justizportal_nrw.cgi?t=160535346203624720&sessionID=7605874981595653510&source=link&highlighting=off&templateID=document&chosenIndex=Dummy_nv_68&xid=146702,51#jurabs_3


Besetzung von Ausschüssen – Antrag Rat 24.11.2020 

 
 
Sind Sie bereit, den Umwelt- und Naturschutz dadurch zu unterstützen, dass Sie dem BUND/ NABU 
eine beratende Stimme in den Fachausschüssen (Bau und Umwelt sowie Liegenschaft und Planung) 
gewähren? 
 

 
 
Fünf von sieben Parteien habe diese Forderung eindeutig unterstützt. 

Umweltverbände werden die inhaltlichen Diskussionen zum Thema Klima- und Umweltschutz 

qualitativ deutlich bereichern. Sie setzen sich erheblich stärker mit diesen Themen auseinander als 

üblicherweise politische Gremien und sie verfügen in der Regel über erhebliche Expertise.  

Wenn wir das Thema Klima- und Umweltschutz wirklich ernst nehmen, führt dies zwangsläufig zu 

einem konsequenten Austausch mit Umweltverbänden. Eine sporadische Beteiligung, nach 

diesbezüglichem Beschluss des Ausschusses, bezogen auf einzelne Themen, halten wir für 

unzureichend. 

Die Befürchtungen von CDU und SPD, dass dies zwangsläufig zu einer Öffnung der 

Ausschussbeteiligung für weitere Gruppierungen führen könnte, ist aus Grüner Sicht nicht 

nachvollziehbar, schon alleine deshalb, weil den Umweltverbänden im Rahmen unterschiedlichster 

Gesetzgebungsverfahren ein hoher Stellenwert eingeräumt wird. Die Ablehnung der beiden 

Volksparteien beruht also lediglich darauf, dass von „Dritten eine Teilnahme von Umweltverbänden 

als ungerecht empfunden werden könnte“. Diese Einschätzung ziehen wir hinsichtlich einer 

beratenden Stimme im Umweltausschuss in Zweifel. Zudem ergibt sich kein Automatismus bzgl. 

weiterer beratender Mitglieder, da ausschließlich der Rat über die Ausschussbesetzungen 

entscheidet. 

 

VG 

Karen Schomberg / Jürgen Peters 


